
 

Thema: Petition an Berliner Senat als Aufsichtsbehörde mit sechs Forderungen 

Quelle: Februar 2026: Massenmail mit Hinweis auf laufende Petition „Berliner Aufsicht versagt -Renten retten“ 

 

Behauptung/Thema Sachlage/ Fakten 
  

1. Vollständige Offenlegung der getätigten 
Investitionen 
 
 

2. Sonderprüfung durch Landesrechnungshof 
 
 

3. Untersuchungsausschuss im Berliner 
Abgeordnetenhaus 

 
 

4. Rückholung verlorener Gelder 
 
 

5. Zusicherung, dass laufende und zukünftige 
Rentenzahlungen nicht gekürzt werden 
 

6. Reform der Aufsicht, damit künftig keine riskanten 
oder intransparenten Investments mehr getätigt 
werden 

Zu 1: Die Offenlegung kann nur das VZB durchführen. Zur Analyse der Situation wurden bereits 
vor ca. einem Jahr Wirtschaftsprüfer und Kanzleien beauftragt. Die Forderung geht daher ins 
Leere. 
 
Zu 2: Thema einer Sonderprüfung durch den LRH könnte gem. gesetzl. LRH-Aufgaben allenfalls 
die Überprüfung der Aufsichtstätigkeiten sein und ist damit thematisch identisch zu 3. 
 
Zu 3: Dieses Thema liegt bei den Abgeordneten, denn: Ein Untersuchungsausschuss wird nur 
dann eingesetzt, wenn ein Viertel der Abgeordneten einen entsprechenden Auftrag erteilt.  
Die Forderung geht daher ins Leere. 
    
Zu 4: Der zivilrechtliche Weg: Klage durch geschädigte VZB-Mitglieder bei den Gerichten (die 
Schadenshöhe muss dafür bekannt und nachgewiesen werden) 
 
Zu 5: Eine solche Zusicherung kann nur das VZB geben. Das VZB kann nur Rentenzahlungen 
leisten, für die das Geld vorhanden ist. Die Forderung geht daher ins Leere. 
 
Zu 6: Die Investitionsentscheidungen werden vollständig vom durch die VZB-Mitglieder 
gewählten Gremium getroffen (Verwaltungsausschuss). Die Mitglieder können durch 
entsprechende Besetzung der Gremien diese Forderung umsetzen. Eine Investitionsstrategie 
fällt nicht in den Aufgabenbereich oder die Möglichkeiten der Aufsicht (weder Rechtsaufsicht 
noch Versicherungsaufsicht sind hierzu befugt). Die Forderung geht daher ins Leere.  
 
 


